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Antrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, Florian Siekmann, Toni 
Schuberl, Ludwig Hartmann, Claudia Köhler, Jürgen Mistol, Verena Osgyan, Tim 
Pargent, Stephanie Schuhknecht, Benjamin Adjei, Andreas Birzele, Cemal 
Bozoğlu, Maximilian Deisenhofer, Gülseren Demirel und Fraktion  
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Zusammenarbeit von Polizei und Maßregelvollzug verbessern 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, die Zusammenarbeit zwischen Maßregelvollzug 
und Polizei insbesondere in konkreten Gefahrensituationen zu verbessern. Hierzu sind 

─ technische Einrichtungen zur unmittelbaren Notfallalarmierung der Polizei in den 
Pforten der Maßregelvollzugsanstalten einzubauen, 

─ standardisierte sichere digitale Schnittstellen zur Übermittlung von Informationen 
aus dem Forensischen Informationssystem (u. a. Gefährdungsbeurteilungen und 
Fahndungsmaterial) an die Polizei zu schaffen, 

─ gesonderte Fortbildungen für den Ersteingriff der nahegelegenen Polizeidienststel-
len bei Gefahrensituationen in den und im Umfeld der Maßregelvollzugsanstalten 
zu entwickeln. 

 

 

Begründung: 

Die gewaltsame Flucht von vier Personen aus dem Bezirksklinikum Straubing hat Fra-
gen zu Sicherheitsvorkehrungen in Bezirkskliniken allgemein aufgeworfen. Den Tätern 
gelang es, sich den Weg aus dem Klinikum durch Geiselnahme zu erpressen. Aus der 
Antwort der Staatsregierung auf die Anfrage zur Zusammenarbeit zwischen Polizei und 
Maßregelvollzug geht hervor, dass derzeit keine besonderen technischen Einrichtun-
gen zur Alarmierung der Polizei im Notfall bestehen. Auch eine standardisierte digitale 
Übermittlung von Informationen zu Entflohenen scheint nicht der Fall zu sein, hierzu ist 
dringend eine feste Schnittstelle zu schaffen. Zuletzt erfordert der Umgang mit psy-
chisch erkrankten Straftätern eine besondere Ausbildung. Bis zum Eintreffen speziali-
sierter Kräfte sollten die ersteintreffenden Kräfte der Polizei bestmöglich für den Um-
gang geschult sein. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Soziales, Jugend und Familie 

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Florian Siekmann u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Drs. 19/3997 

Zusammenarbeit von Polizei und Maßregelvollzug verbessern 

I. Beschlussempfehlung: 

Zustimmung in folgender Fassung: 

„Die Staatsregierung wird aufgefordert, im Rahmen des Berichts, der mit Zustim-
mung zum SPD-Antrag auf der Drucksache 19/3973 am 13.11.2024 vom Landtag 
beschlossen wurde, zusätzlich auf die Möglichkeiten folgender Aspekte einzuge-
hen und den Bericht auch dem Ausschuss für Arbeit und Soziales, Jugend und 
Familie zuzuleiten: 

- Einbau technischer Einrichtungen zur unmittelbaren Notfallalarmierung der 
Polizei in den Pforten der Maßregelvollzugsanstalten 

- Schaffung standardisierter sicherer digitaler Schnittstellen zur Übermittlung 
von Informationen aus dem Forensischen Informationssystem (u. a. Gefähr-
dungsbeurteilungen und Fahndungsmaterial) an die Polizei 

- Entwicklung gesonderter Fortbildungen für den Ersteingriff der nahegelegenen 
Polizeidienststellen bei Gefahrensituationen in den und im Umfeld der Maßre-
gelvollzugsanstalten.“ 

Berichterstatterin: Eva Lettenbauer 
Mitberichterstatterin: Martina Gießübel 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Arbeit und Soziales, Jugend und Familie 
federführend zugewiesen. Weitere Ausschüsse haben sich mit dem Antrag 
nicht befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 17. Sitzung am  
5. Dezember 2024 beraten und e i n s t im m i g  in der in I. enthaltenen Fas-
sung Zustimmung empfohlen. 

Doris Rauscher 
Vorsitzende 

 



 

19. Wahlperiode 22.01.2025 Drucksache 19/4630 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle 
Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 

 

Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, Florian Siekmann, 
Toni Schuberl, Ludwig Hartmann, Claudia Köhler, Jürgen Mistol, Verena Osgyan, 
Tim Pargent, Stephanie Schuhknecht, Benjamin Adjei, Andreas Birzele, Cemal 
Bozoğlu, Maximilian Deisenhofer, Gülseren Demirel und Fraktion  
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Drs. 19/3997, 19/4530 

Zusammenarbeit von Polizei und Maßregelvollzug verbessern 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, im Rahmen des Berichts, der mit Zustimmung 
zum SPD-Antrag auf Drs. 19/3973 am 13.11.2024 vom Landtag beschlossen wurde, 
zusätzlich auf die Möglichkeiten folgender Aspekte einzugehen und den Bericht auch 
dem Ausschuss für Arbeit und Soziales, Jugend und Familie zuzuleiten: 

─ Einbau technischer Einrichtungen zur unmittelbaren Notfallalarmierung der Polizei 
in den Pforten der Maßregelvollzugsanstalten 

─ Schaffung standardisierter sicherer digitaler Schnittstellen zur Übermittlung von In-
formationen aus dem Forensischen Informationssystem (u. a. Gefährdungsbeurtei-
lungen und Fahndungsmaterial) an die Polizei 

─ Entwicklung gesonderter Fortbildungen für den Ersteingriff der nahegelegenen Po-
lizeidienststellen bei Gefahrensituationen in den und im Umfeld der Maßregelvoll-
zugsanstalten. 

 

Die Präsidentin  

I.V. 

Markus Rinderspacher 

V. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Zweiter Vizepräsident Alexander Hold



Zweiter Vizepräsident Alexander Hold: Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 auf:

Abstimmung

über Anträge, die gem. § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln beraten 

werden (s. Anlage 1)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak-

tionen verweise ich auf die endgültige Abstimmliste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim-

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der endgültigen Abstimmliste einver-

standen ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind offensichtlich alle Fraktio-

nen. Gibt es einzelne Gegenstimmen? – Das ist nicht der Fall. Stimmenthaltungen? – 

Auch nicht. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, gemäß § 42 Absatz 2 Satz 2 unserer Geschäftsord-

nung finden Begründung sowie Aussprache zu einem Wahlvorschlag nur statt, wenn 

zwei Fraktionen dies beantragen oder die Vollversammlung dies beschließt. Im Hin-

blick auf die Tagesordnungspunkte 3 und 4, Wahl eines Vizepräsidenten und Wahl 

einer Schriftführerin des Bayerischen Landtages, hat die AfD-Fraktion eine Begrün-

dung der Wahlvorschläge sowie eine gemeinsame Aussprache beantragt. Hierüber 

soll auf Antrag der AfD-Fraktion in der Vollversammlung eine Entscheidung herbeige-

führt werden. Ich lasse daher nun über diesen Antrag abstimmen.

Wer dem Antrag der AfD-Fraktion auf Begründung und gemeinsame Aussprache zu 

den Wahlvorschlägen eines Vizepräsidenten und einer Schriftführerin im Hinblick auf 

die Tagesordnungspunkte 3 und 4 zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzei-

chen. – Das ist die AfD-Fraktion. Gegenstimmen! – CSU-Fraktion, FREIE WÄHLER, 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SPD-Fraktion. – Gibt es Stimmenthaltungen? – Das 

ist nicht der Fall. Dann ist dieser Antrag hiermit abgelehnt.
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